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Ja zum Antirassismus-Gesetz,
ja zum Schutz der Menschenrechte

Der VAST ist grundsätzlich eine parteipolitisch neutrale Vereinigung. Aus-
nahmsweise hat sich der Vorstand trotzdem entschlossen, für die Abstim-
mung im September eine Empfehlung herauszugeben. Unsere Präsidentin,
Alice M. Aeberhard, erklärt Ihnen warum:

Aus tiefer Ueberzeugung empfiehlt
Ihnen der Vorstand des VAST die-
ses Gesetz zur Annahme,
• weil es die Würde aller Menschen
schützt und den gegenseitigen Respekt
unter ihnen fördert, wenn jemand nicht
auf Grund seiner Rasse, Religion oder
Zugehörigkeit zu einer bestimmten
Gruppe (Ethnie) diskriminiert werden
darf;
• weil es ein wichtiges Instrument zum
Schutz der Menschenrechte ist;
• weil es rassistische Hetze und Ge-

Schichtsfälschung verbietet;
• weil es die Schweiz verpflichtet, dis-
kriminierendes Handeln nicht zu dulden
und rassistische Vorurteile zu bekämp-
fen;
• weil es die nötige Rechtssicherheit in
unser Land bringt;
•weil es den sozialen Frieden garantie-
ren und eine grossen Beitrag zur Rechts-
Sicherheit leisten kann;
•weil es den klaren Willen der Schweiz
bekundet, menschenverachtendes Ver-
halten zu verurteilen!

Es stimmt nicht,

•dass damit ein UNO-Beitritt durch
die Hintertür vorbereitet wird.

Die Antirassismus-Konvention räumt-
den Vertragsparteien keinerlei Mitwir-
kungsrechte oder -pflichten bei den Ver-
einigten Nationen ein. Sie verlangt von
den Unterzeichnerstaaten, die Rassen-

diskriminierung auf ihrem Hoheitsgebiet
bindend zu verbieten und sieht zur Ver-
wirklichung ihrer Bestimmungen ein Sy-

stem von Massnahmen vor. Dadurch un-
terscheidet sich diese Konvention
positiv von den Uebereinkünften zum
Schutz der Menschnrechte, welche rein
deklamatorischen Charakter haben.

• dass die einheimischen Traditio-
nen und Vereine gefährdet sind
Nichts hindert die Eidgenossenschaft
oder die Kantone daran, speziell für die
Erhaltung lokaler oder regionaler Bräu-
che einzutreten und/oder die Erhaltung
einer Sprache oder die Pflege von Mund-
arten zu fördern. Der Vereinsfreiheit
setzt schon die Bundesverfassung enge
Schranken. Die Gründung eines Vereins
ist nur zulässig, wenn dieser weder in
seinem Zweck noch in den dafür be-
stimmten Mitteln rechtswidrig oder Staats-

gefährlich ist (Art. 56 BV). Ein beste-
henderVerein, dessen Zweckwiderrechtlich
oder unsittlich ist, kann bereits heute ge-
richtlich aufgelöst werden (Art. 78 ZGB).



•dass Ausländerinnen und Auslän-
der mehr Rechte bekommen
Hier gilt der zweite Vorbehalt der
Schweiz bei der Unterzeichnung des
Internationalen Uebereinkomm
ens von 1965 zur Beseitigung jeder Form
von Rassendiskriminierung:
"Die Schweiz behält sich ihre Gesetzge-
bung über die Zulassung von Auslän-
derinnen und Ausländern zum Schwei-
zerischen Arbeitsmarkt vor."

•dass Geschichtsforschung behin-
dert wird
Wirklich Forschen heisst suchen, For-
sehen heisst keinesfalls Fälschen. Ge-
Schichtsfälschung von der Art der Aus-
chwitz-Lüge soll aber auch 49Jahre nach
Kriegsende, soll immer bestraft werden.
Von der Schweiz aus werden be-
siepielsweie Schriften zu Europas brau-
ner Szene verschickt, die anderswo ver-
boten sind.

•dass Handels- und Gewerbefreiheit
in Gefahr sind
Arbeits- und Mietverträge können nach
wie vor mit frei gewählten Vertragspar-
teien abgeschlossen werden. Ein Wirt
kann z.B. kein Schild anbringen: "Für
Ausländer verboten", er darf aber eine
Gruppe Fremder, die durch ihr Beneh-
men unangenehm auffallen, als Gäste
wegschicken.

•das freie Meinungsäusserung nicht
mehr möglich ist
Die Meinungs- und Meinungsäusse-
rungsfreiheit gelten nach der Rechts-

sprechung des Bundesgerichtes seit
1961 als ungeschriebene Grundrechte.
Ausserdem ist die Meinungsfreiheit in

Art. 10 der Europäischen Menschen-
rechtskonvention festgeschrieben. Nach
der geltenden schweizerischen Rechts-
auffassung darf ein Grundrecht wie die
freie Meinungsäusserung im Interesse
der öffentlichen Ordnung und zugun-
sten der Rechte anderer eingeschränkt
werden (z.B. bei Ehrverletzungstatbe-
ständen).

Es gibt kein Grundrecht auf menschen-
verachtende Hetze!

Wir bitten Sie, zum Schutz der Würde al-
1er Menschen, gehen sie an die Urne und
legen Sie für das Antirassismus-Gesetz
ein JA ein. Alice Aeberhard

Alice Aeberhard

Pass gegen den Rassismus

Die Internationale Liga gegen Rassismus
und Antisemitismus lanciert einen Pass

gegen den Rassismus.
Die Regierung des Kantons Genf, die
Gewerkschaften GBl, SMUV, VHTL so-
wie weitere ungenannte Sponsoren un-
terstützen das Projekt. ."

Der Pass umfasst 16 Seiten, gleicht einer
Identitätskarte und hält in den vier Lan-
dessprachen fest, wann jemand in einer
Weise rassistisch handelt, die in Zukunft
strafbar sein soll.
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